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per Übergabe-Einschreiben  
 
An die 
Rechtsanwaltskammer Hamm 
Ostenallee 18 
 
59063 Hamm 
 
 

 
 

Beschwerde wegen Parteiverrat  
 
 
Anbei erhalten Sie einen Schriftstück vom 22.10.2007 des Rechtsanwalts Rudolf 

Schmidt aus Dorsten , was ich kürzlich bei einer Akteneinsichtnahme in einer 

Gerichtsakte entdeckt hatte. 

 

In diesem Schriftsatz wird dokumentiert, daß Herr RA Rudolf Schmidt 

Informationen, die ich dem  RA Rudolf Schmidt im Rahmen einer Mandatsanfrage 

mitgeteilt hatte, an die konträre Person weitergegeben hatte. In diesem Fall war 

die "konträre Person" der damalige Recklinghäuser Amtsrichter Dirk Vogt 

gewesen. 

 

Denn der im Schreiben erwähnte Tonmitschnitt beweist, dass der Recklinghäuser 

Richter am Amtsgericht Dirk Vogt eine Zeugenaussage am 20.6.2007 falsch 

protokolliert hatte. Bei der Zeugenaussage handelte es sich um die 

Zeugenaussage des RA Rudolf Schmidt, der mich mit seiner Zeugenaussage in 

der Gerichtsverhandlung am 20.06.2007 entlastet hatte. Der Richter am 

Amtsgericht Dirk Vogt hatte diese "Entlastung" in seinem schriftlichen 

Gerichtsprotokoll aber ins genaue Gegenteil verdreht. 

 

Der Tonmitschnitt beweist also, dass der Recklinghäuser Amtsrichter Richter Dirk 

Vogt das Gerichtsprotokoll am 20.06.2007 gefälscht hatte. Der Richter Dirk Vogt 

wurde auch aufgefordert das Protokoll zu korrigieren,  aber der Richter weigerte 

sich. Eigentlich hätte der Rechtsanwalt Rudolf Schmidt auch wissen müssen, dass 

solche Tonmitschnitte definitiv nicht strafbar bzw. nicht strafbewährt sind, was 

auch die Staatsanwaltschaft mittlerweile in dieser Angelegenheit bestätigt hat. 
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Nachfolgend ersehen Sie das Schriftstück, was der Rechtsanwalt Rudolf Schmidt 

aus Dorsten mit Datum vom 22.10.2007 an den Richter am Amtsgericht Dirk Vogt 

geschickt hatte: 
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Sie sollten auch erfahren, daß über die dubiosen Vorgänge auch beim NRW-

Justizministerium eine Akte AZ: 4121 E-III 372/98  angelegt worden ist, bei der 

198 Seiten vom NRW-Justizministerium als "geheim" deklariert worden sind. 

Durch diese Akte sind auch auch weitere vermeintliche Straftaten von Juristen und 

Richtern einer Strafverfolgung entzogen worden, u.a. auch die erwähnte und 

beweisbare Protokollfälschung des Recklinghäuser Amtsrichters Dirk Vogt: 
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Sie finden Informationen über die "Geheimakte ", wenn Sie im Internet nach 

"Geheimakten Klenke " suchen. Denn der jetzige Regierungspräsident von 

Münster, Prof. Dr. Reinhard Klenke ist der Hauptverantwortliche dafür, daß die 

Akte 4121 E-III 372/98 über Justiz- und Regierungskriminalität im Jahr 2009 als 

"geheim" deklariert worden ist. Sogar Akten über die Bearbeitung von Petitionen 

beim NRW-Landtag hat der Prof. Dr. Reinhard Klenke grundgesetzwidrig als 

"geheim" deklariert. 

 

Mit seinem Schreiben vom 07.10.2009 hat sich der damalige Ministerialdirigent 

Klenke verfassungswidrig über das Grundgesetz gestellt und hat 

einfachgesetzliche Vorschriften des § 99 Abs. 1 VwGO über die höchste 

Rechtsnorm der Rechtsmäßigkeitskontrolle des Artikel 19 Abs. 4 GG gestellt, die 

der richterliche Beschluss vom 16.07.2009 bestätigt hatte. 

 
Bis zu Gewährung des grundgesetzlichen und grundrechtlichen Anspruchs auf 

vollständige Rechtmäßigkeitskontrolle nach Artikel 19 Abs. 4 GG aus dem 

richterlichen Beschluss vom 16.07.2009 (AZ: 17 K 3614/06, VerwGer 

Gelsenkirchen) bezüglich der fehlenden 198 Seiten der Akte 4121 E-III 372/98 

beim NRW-Justizministerium, verweigert der oben genannte  Grundrechtsträger 

jedwede Teilnahme an Gerichtsverhandlungen und die Annahme von 

Schriftsätzen anderer (Justiz)-behörden (Artikel 20 Abs. 4 GG), da bezüglich der 

richterlichen Unabhängigkeit und die Gesetzunterwürfigkeit von Richtern in NRW 

nach Artikel 97 GG durch die Existenz der 198 geheim-gehaltenen Seiten beim 

NRW-Justizministerium erheblicher Zweifel besteht. 

 

 

Den Beschluss vom 16.07.2009, AZ: 17 K 3614/06 des Verwaltungsgericht 

Gelsenkirchen, der das Recht auf Rechtmässigkeitskontrolle nach Artikel 19 Abs. 

4 GG als oberste Rechtsnorm bestätigt, wird nachfolgend der 

Rechtsanwaltskammer Hamm aktenkundig gemacht: 
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Mittlerweile hat sich zudem herausgestellt, dass der Ministerialrat beim NRW-

Justizministerium Walther Müggenburg  bezüglich des Sachverhalt in der Akte 

4121 E-III 372/98 sowohl den Petitionsausschusses des NRW-Landtages im Jahr 

2004 als auch den IFG-Beauftragten im Jahr 2006 und weitere NRW-

Landtagsabgeordnete im Jahr 2007 getäuscht und belogen hat, in dem ein  

Prozessbetrug eines Recklinghäuser Anwaltes durch die Akte 4121 E-III 372/98 

beim NRW-Justizministerium vertuscht und dieser nachweisbare Prozessbetrug 

einer Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft ebenfalls entzogen worden ist. 

 

198 Seiten aus der Akte 4121 E-III 372/98 werden bis heute vom NRW-

Justizministerium grundgesetzwidrig verweigert. 

 

Gemäß § 1 Abs. 3 der BORA sind Rechtsanwälte zu verpflichtet: 

 

"Als unabhängiger Berater und Vertreter in allen 
Rechtsangelegenheiten hat der Rechtsanwalt seine Mandanten vor 
Rechtsverlusten zu schützen, rechtsgestaltend,konfliktvermeidend 
und streitschlichtend zu begleiten, vor Fehlentscheidungen durch 
Gerichte und Behörden zu bewahren und gegen 
verfassungswidrige Beeinträchtigung  und staatliche 
Machtüberschreitung  zu sichern ." 

 

Bis heute ist kein Rechtsanwalt in NRW gefunden worden, der nach der oben 

genannten Vorschrift des § 1 Abs. 3 BORA tätig geworden wäre. Das Schreiben 

des RA Rudolf Schmidt ist - rückwirkend betrachtet - bereits der dritte Parteiverrat 

gewesen, den der Rechtsanwalt Rudolf Schmidt zu meinem Schaden seit dem 

Jahr 2002 in dubioser Weise zu verantworten hat. 

Ich bitte darum, den Eingang der Beschwerde innerhalb von 7 Tagen nach 

Eingang zu bestätigen. 

Es wird interessant sein, zu beobachten, ob und wie die "Selbstreinigungskräfte" 

bei der Rechtsanwaltskammer in dieser Angelegenheit funktionieren, oder ob die 

seit Jahren praktizierten Verschleierungen der Juristen weitergehen. 

 

Rainer Hoffmann 

Grundrechtsträger 


